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Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 


Entschließung über den Ersten Bericht der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften über die Wettbewerbspolitik 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT, 

— in Kenntnis des Ersten Berichts der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften über die Wettbewerbspolitik 
(Dok. 31/72), 

— in Kenntnis des Berichts des Wirtschaftsausschusses und 
der Stellungnahmen des Rechtsausschusses und des Aus- 
schusses für Energie, Forschung und Atomfragen (Dok. 
253/72), 

1. stellt mit Genugtuung fest, daß die Kommission innerhalb 
der festgesetzten Frist gemäß dem Wunsch des Europäi- 
schen Parlaments^) einen ersten Jahresbericht über die 
Wettbewerbspolitik ausgearbeitet hat; 

2. stellt fest, daß mit der Wettbewerbspolitik im Rahmen der 
Wirtschaftspolitik insbesondere bezweckt wird, die Lei- 
stungsfähigkeit der Unternehmen zu gewährleisten und zu 
verstärken; 

3. bedauert es, daß die Auffassungen der Regierungen der 
Mitgliedstaaten über die Funktion der Wettbewerbspolitik 
noch immer sehr unterschiedlich sind und hält es daher für 
wünschenswert, daß die Wettbewerbspolitik in zunehmen- 
dem Maße einen gemeinschaftlichen Charakter erhält; 

4. wiederholt seinen Wunsch^), daß der Anwendungsbereich 
des gemeinschaftlichen Wettbewerbsrechts einerseits und 
des Wettbewerbsrechts der einzelnen Mitgliedstaaten an- 
dererseits genauer definiert werden muß, und ersucht die 
Kommission, einen entsprechenden Vorschlag zu unter- 
breiten, der auch darauf abzielen muß, eine intensive 
gegenseitige Information der nationalen und der gemein- 
schaftlichen Wettbewerbsbehörden zu fördern; 
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Kartellpolitik: 

5. ist der Ansicht, daß die Kartellpolitik der Kommission vor 
allem auf die wirtschaftlichen Auswirkungen der Kartelle 
ausgerichtet und die Prüfungsverfahren bei der Kommis- 
sion organisatorisch und verwaltungstechnisch verbessert 
werden sollten; 

6. erwartet, daß die Kommission ihre Politik vor allem hin- 
sichtlich der Patentlizenzvereinbarungen und der „know 
how"-Verträge bald näher erläutert; 

7. dringt darauf, daß die Kommission hinsichtlich der in Zif- 
fer 6 genannten Vereinbarungen dafür sorgt, daß die 
Schutzrechte nicht so angewandt werden, daß sie einen 
Mißbrauch einer beherrschenden Stellung darstellen, und 
daß nur Vereinbarungen genehmigt werden, deren Bestim- 
mungen für die Wahrung der Schutzrechte unerläßlich sind; 

8. hält es für erforderlich, in allen Bereichen der fortgeschrit- 
tenen Technologie die Vereinbarungen zwischen großen 
Unternehmen zu fördern, so daß sie gegenüber den mäch- 
tigen Unternehmen aus Drittländern auf Weltebene wett- 
bewerbsfähig sind, und zwar mit dem in Ziffer 7 geäußer- 
ten Vorbehalt und gemäß den auf Grund von Artikel 85 
des EWG-Vertrags gebotenen Möglichkeiten; 

Beihilfen: 

9. unterstützt die Bemühungen der Kommission, in der Ge- 
meinschaft die regionalen und sektoriellen Beihilfen zu 
harmonisieren; stellt fest, daß auf diesem Gebiet einige 
Ergebnisse erzielt wurden und ersucht die Kommission, die 
erste globale Regelung für die Koordinierung der Maß- 
nahmen zugunsten der sogenannten „zentralen" Gebiete 
der Gemeinschaft durch Bestimmungen für eine allmähliche 
Senkung des Beihilfen-Höchstsatzes sowie durch Kriterien 
für die Hilfeleistung zu ergänzen, welche die Gewähr bie- 
ten, daß die Hilfe dem wirtschaftlichen und sozialen Rück- 
stand des jeweils betroffenen Gebietes angepaßt wird; 

10. ersucht die Kommission, besonders auf wettbewerbsverfäl- 
schende Beihilfen zu achten; 

11. äußert den Wunsch, daß die Kommission die vom Parla- 
ment verlangte Studie über die Beziehungen zwischen 
Staat und öffentlichen Unternehmen möglichst bald vorlegt 
und daß Maßnahmen getroffen werden, um Wettbewerbs- 
verzerrungen zwischen öffentlichen und privaten Unter- 
nehmen zu beseitigen; 
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Zusammenschlüsse: 

12. stellt mit Genugtuung fest, daß die Kommission ihre Auf- 
merksamkeit nun auch der Anwendung von Artikel 86 des 
EWG-Vertrags schenkt, wodurch die gemeinschaftliche 
Wettbewerbspolitik ausgewogener werden muß; 

13. wiederholk^) seinen Wunsch, daß für Zusammenschlüsse 
von Unternehmen, durch die ein bestimmter Marktanteil 
oder bestimmte Größenordnungen überschritten werden, 
eine vorherige obligatorische Anmeldung eingeführt wird, 
wobei diese Zusammenschlüsse erst dann als genehmigt 
gelten, wenn die Kommission innerhalb einer noch festzu- 
setzenden Frist keinen Widerspruch erhoben hat; 

14. erwartet, daß die Kommission bald nach dem Beitritt der 
neuen Mitgliedstaaten einen entsprechenden Vorschlag 
gemäß Artikel 235 des Vertrags unterbreitet; 

15. hält es für erforderlich, daß die Kommission ihre Kennt- 
nisse über den Konzentrationsprozeß vertieft und sich so 
schnell wie möglich die neuesten vergleichbaren Daten 
über die wirtschaftlichen Zusammenschlüsse in der erwei- 
terten Gemeinschaft beschafft; 

Wettbewerbsvorschriften für den Weltmarkt: 

16. hält es für erforderlich, daß die Wettbewerbsvorschriften 
der Gemeinschaft durch ein internationales Abkommen 
über Wettbewerbsbestimmungen ergänzt werden, um für 
die auf dem Weltmarkt tätigen Unternehmen einheitliche 
Wettbewerbsvoraussetzungen zu gewährleisten; 

17. ersucht die Kommission, die Forderungen nach der Errich- 
tung einer internationalen Stelle zu unterstützen, die er- 
mächtigt ist, gegen schädliche Kartelle und die mißbräuch- 
liche Ausnutzung von beherrschenden Stellungen vorzu- 
gehen, die zum Teil oder vollständig außerhalb des Be- 
reichs der gemeinschaftlichen Wettbewerbspolitik und der 
Wettbewerbspolitik von Drittländern liegen; 

Wettbewerb im Energiesektor und in bestimmten Dienst- 
leistungssektoren: 

18. ersucht die Kommission, ihre künftigen Berichte über die 
Wettbewerbsverhältnisse durch Angaben über den Wett- 
bewerb auf dem Energiemarkt und in bestimmten Dienst- 
leistungssektoren zu ergänzen; 

19. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem 
Rat und der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
sowie den Parlamenten und Regierungen der Mitglied- 
staaten zu übermitteln. 


■*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 66 vom 1. Juli 1971, S. 12 
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